
 

  

S 166 KR 1661/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 9
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitsunfähigkeit –

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung – Lücke
in der ärztlichen Feststellung der
Arbeitsunfähigkeit – neue
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung
"vergessen" – neue Rechtslage zur
Vermeidung besonderer Härten ( § 46
Satz 3 SGB V 2019) nicht rückwirkend
anwendbar

Leitsätze -
Normenkette SGB V § 46 Satz 2

SGB V § 46 Satz 3 i.d. seit 11. Mai 2019
geltenden Fassung
SGB V § 192 Abs 1 Nr 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 166 KR 1661/18
Datum 31.07.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 KR 319/19
Datum 16.09.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 31. Juli 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:
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Die KlÃ¤gerin begehrt die Zahlung von Krankengeld Ã¼ber den 8. Juni 2018 hinaus.
Die im Jahre 1981 geborene KlÃ¤gerin ist bei der Beklagten krankenversichert. Sie
war seit dem 19. September 2017 arbeitsunfÃ¤hig, bezog zunÃ¤chst
sechswÃ¶chige Lohnfortzahlung und anschlieÃ�end Krankengeld. Das
ArbeitsverhÃ¤ltnis endete zum 20. MÃ¤rz 2018. Mit GÃ¼ltigkeit bis einschlieÃ�lich
8. Juni 2018 legte die KlÃ¤gerin nahtlos ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen vor,
zuletzt ausgestellt von der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie S. B am 11.
Mai 2018, basierend auf der Diagnose F32.1 (mittelgradige depressive Episode).

FÃ¼r die Zeit vom 9. bis 17. Juni 2018 wurde ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht bescheinigt.

Am 18. Juni 2018 bescheinigte die Ã�rztin B ArbeitsunfÃ¤higkeit bis voraussichtlich
30. Juli 2018. Vom 25. Juli 2018 bis zum 29. August 2018 wurde die KlÃ¤gerin
stationÃ¤r behandelt (Klinik am H, Zentrum fÃ¼r Neurologie, Kardiologie,
OrthopÃ¤die, Psychosomatik, Medical Wellness). FÃ¼r den Zeitraum 30. August
2018 bis 31. Januar 2019 bescheinigte die Ã�rztin B ArbeitsunfÃ¤higkeit, durchweg
aufgrund der Diagnose F32.1.

Mit Bescheid vom 19. Juni 2018 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, dass ihr
Anspruch auf Krankengeld mit dem 8. Juni 2018 ende. Seit dem 9. Juni 2018 sei sie
in Ermangelung eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses nicht mehr mit einem
Anspruch auf Krankengeld versichert. Die erneute Krankschreibung datiere erst vom
18. Juni 2018 und damit nicht vom ersten Werktag nach dem 8. Juni 2018. Ein
nachgehen-der Krankengeldanspruch nach Â§ 19 Abs. 2 SGB V bestehe nicht, denn
die KlÃ¤gerin werde voraussichtlich lÃ¤nger als einen Monat nach dem Ende des
Krankengeldanspruchs arbeitsunfÃ¤hig sein.

Mit ihrem hiergegen erhobenen Widerspruch machte die KlÃ¤gerin geltend, ihr sei
bewusst, der Nachweispflicht in Bezug auf ihre ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht ordnungs-
gemÃ¤Ã� nachgekommen zu sein. Sie habe am 4. Juni 2018 einen Termin bei der
Ã�rztin B gehabt, wobei sie es "leider versÃ¤umt" bzw. "schlichtweg vergessen"
habe, einen neuen Krankenschein anzufordern. Ein Merkmal ihrer Erkrankung seien
KonzentrationsstÃ¶rungen. Sie sei davon ausgegangen, dass ihr Krankenschein
noch bis zum 18. Juni 2018 gelte. Zugleich legte sie ein Attest der Ã�rztin B vom 22.
Juni 2018 vor; danach sei die KlÃ¤gerin seit dem 13. Februar 2018 durchgehend und
bis auf weiteres arbeitsunfÃ¤hig. Aufgrund ihrer starken
KonzentrationseinschrÃ¤nkung als Symptom der Depression habe sie vergessen,
sich am 8. Juni 2018 eine neue ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung ausstellen zu
lassen.

Den Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 22. August 2018
zurÃ¼ck. FÃ¼r die Aufrechterhaltung ihres Krankengeldanspruchs sei es nach der
Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses erforderlich gewesen,
ArbeitsunfÃ¤higkeit nahtlos bescheinigen zu lassen. Dem sei die KlÃ¤gerin nicht
nachgekommen. Die Regel sei strikt zu befolgen, weshalb das Vorbringen der
KlÃ¤gerin im Widerspruchsverfahren unerheblich sei. Ein nachgehender Anspruch
auf Krankengeld auf der Grundlage von Â§ 19 Abs. 2 SGB V scheide aus, weil ein
sich innerhalb eines Monats anschlieÃ�endes VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis nicht
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in Sicht gewesen sei, so dass die Krankenversicherung ab 9. Juni 2018 als freiwillige
fortzusetzen gewesen sei (Hinweis auf B 1 KR 25/14 R).Zur BegrÃ¼ndung ihrer
hiergegen erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin sich auf das Urteil des
Bundessozialgerichts vom 11. Mai 2017 (B 3 KR 22/15 R) bezogen, wonach eine
Ausnahme vom Gebot der nahtlosen ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung zu machen
sei, wenn kein Zweifel an der Ã¤rztlich festgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeit im
maÃ�geblichen Zeitraum bestehe und keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r einen
Leistungsmissbrauch ersichtlich seien. Dem wolle der Gesetzgeber auch mit einer
GesetzesÃ¤nderung (Â§ 46 Satz 3 SGB V n.F.) Rechnung tragen. Ein
Leistungsmissbrauch kÃ¶nne ausgeschlossen werden; sie sei am 4. Juni 2018
rechtzeitig bei ihrer Behandlerin vorstellig geworden. Die Beklagte ist dem
entgegen getreten und hat darauf hingewiesen, dass die vom Bundessozialgericht
in der Entscheidung B 3 KR 22/15 R aufgestellten Voraussetzungen schon deshalb
nicht vorlÃ¤gen, weil die KlÃ¤gerin nicht alles in ihrer Macht stehende und ihr
Zumutbare unternommen habe, um ihre AnsprÃ¼che zu wahren. Das Sozialgericht
Berlin hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 31. Juli 2019 ab-gewiesen und zur
BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Zum Zeitpunkt der Feststellung ihrer
ArbeitsunfÃ¤higkeit sei die KlÃ¤gerin nicht mehr mit einem Anspruch auf
Krankengeld krankenversichert gewesen. Der nach Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses fortbestehende und einen Anspruch auf
Krankengeld umfassende Krankenversicherungsschutz habe zum 8. Juni 2018
geendet. Die im Zeitraum 9. bis 17. Juni 2018 entstandene LÃ¼cke kÃ¶nne der
Beklagten unter keinem erdenklichen Umstand zugerechnet werden. Das gelte auch
im Lichte des Attests der Ã�rztin B vom 22. Juni 2018; auch diese bringe nur vor,
dass die KlÃ¤gerin es vergessen habe, sich eine ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung
ausstellen zu lassen. Das stimme auch Ã¼berein mit dem Vorbringen der KlÃ¤gerin
im Widerspruchsverfahren. Die Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 11. Mai
2017 (B 3 KR 22/15 R) kÃ¶nne nicht fruchtbar gemacht werden, denn im Falle der
KlÃ¤gerin gehe es nicht um ein Fehlverhalten bzw. eine Fehlvorstellung der
VertragsÃ¤rztin. UnabhÃ¤ngig davon sei nichts dafÃ¼r ersichtlich, dass die
KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum etwa geschÃ¤fts- oder handlungsunfÃ¤hig
gewesen sei, denn es habe ja in ihrer Macht gestanden, Termine bei ihrer Ã�rztin
wahrzunehmen. Dass ArbeitsunfÃ¤higkeit gegebenenfalls tatsÃ¤chlich vorgelegen
habe, sei bei alledem rechtlich unerheblich. Gegen den ihr 1. August 2019
zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am 2. September 2019 (Montag)
Berufung eingelegt. Sie sei auch im Zeitraum 9. bis 17. Juni 2018 objektiv
arbeitsunfÃ¤hig gewesen. Zur Frage der HandlungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin hÃ¤tte
das Gericht hÃ¤tte die Ã�rztin B als Zeugin hÃ¶ren bzw. ein medizinisches
SachverstÃ¤ndigengutachten einholen mÃ¼ssen. Auch hÃ¤tte die Behandlerin
selbst auf die Ausstellung einer Folgebescheinigung hinwirken mÃ¼ssen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 31. Juli 2019 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 19. Juni 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 22. August 2018 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr Krankengeld Ã¼ber den 8. Juni 2018 zu gewÃ¤hren.
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Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Mit Beschluss vom 14. August 2020 hat der Senat den Rechtsstreit dem
Berichterstatter Ã¼bertragen, der zusammen mit den ehrenamtlichen Richtern
entscheidet. Die Beteiligten haben sich schriftlich mit einer Entscheidung des
Senats ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird im Ã�brigen auf
den Inhalt der Gerichtsakte und des Verwaltungsvorgangs der Beklagten Bezug
genommen, der, soweit wesentlich, Gegenstand der ErÃ¶rterung in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung und der Entscheidungsfindung war.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat hat Ã¼ber die Berufung gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) in der Besetzung durch den Berichterstatter und die ehrenamtlichen Richter
entschieden, weil das Sozialgericht Ã¼ber die Klage durch Gerichtsbescheid
entschieden und der Senat durch Beschluss vom 14. August 2020 die Berufung dem
Berichterstatter zur Entscheidung zusammen mit den ehrenamtlichen Richtern
Ã¼bertragen hat.

Im erklÃ¤rten EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten durfte der Senat ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung durch Urteil entscheiden (Â§ 124 Abs. 2 SGG).

Die Berufung der KlÃ¤gerin hat keinen Erfolg. Das Sozialgericht hat die Klage zu
Recht abgewiesen. Zur Vermeidung von Wiederholungen nimmt der Senat Bezug
auf die zutreffende BegrÃ¼ndung der erstinstanzlichen Entscheidung (Â§ 153 Abs. 2
SGG). Zu ergÃ¤nzen und zu betonen bleibt: Der Fall der KlÃ¤gerin beurteilt sich â��
wie Ã¼blich â�� nach der im streitigen Zeitpunkt (hier: 8./9. Juni 2918) geltenden
Rechtslage. Bis zum 8. Juni 2018 war die KlÃ¤gerin, die nicht mehr in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis stand, nur deshalb mit einem Anspruch auf
Krankengeld bei der Beklagten weiterversichert, weil ihre Mitgliedschaft nach Â§
192 Abs. 1 Nr. 2 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) aufrechterhalten war.
Dieser Status ist seinerseits abhÃ¤ngig vom "Anspruch auf Krankengeld". Nach Â§
46 Satz 2 SGB V in der bis 10. Mai 2019 gÃ¼ltigen Fassung bleibt der "Anspruch auf
Krankengeld jeweils bis zu dem Tag bestehen, an dem die weitere
ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit Ã¤rztlich festgestellt wird, wenn
diese Ã¤rztliche Feststellung spÃ¤testens am nÃ¤chsten Werktag nach dem zuletzt
bescheinigten Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolgt". Hieran gemessen bestand der
Anspruch auf Krankengeld nur bis zum 8. Juni 2018, denn nur bis zu diesem Tag war
die ArbeitsunfÃ¤higkeit lÃ¼ckenlos Ã¤rztlich bescheinigt.

In den Genuss der seit 11. Mai 2019 bestehenden neuen Rechtslage in Form von Â§
46 Satz 3 SGB V n.F. (eingefÃ¼hrt durch das Terminservice- und Versorgungsgesetz
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vom 6. Mai 2019) kommt die KlÃ¤gerin nicht, denn der Regelung ist keine
RÃ¼ckwirkung beigemessen. Die Norm lautet nun: "FÃ¼r Versicherte, deren
Mitgliedschaft nach Â§ 192 Absatz 1 Nummer 2 vom Bestand des Anspruchs auf
Krankengeld ab-hÃ¤ngig ist, bleibt der Anspruch auf Krankengeld auch dann
bestehen, wenn die weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit nicht
am nÃ¤chsten Werktag im Sinne von Satz 2, aber spÃ¤testens innerhalb eines
Monats nach dem zuletzt bescheinigten Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich
festgestellt wird." Diese Neuregelung wurde eingefÃ¼hrt, um besonderen HÃ¤rte
entgegen zu wirken, wie sie sich gerade im Falle der KlÃ¤gerin zeigen. Die
GesetzesbegrÃ¼ndung fÃ¼hrt insoweit aus (BT-Drs. 19/6337, S. 92):

"Mit der Regelung wird sichergestellt, dass Versicherten, deren Mitgliedschaft mit
Anspruch auf Krankengeld vom lÃ¼ckenlosen Bestand des Anspruchs auf
Krankengeld abhÃ¤ngig ist, bei verspÃ¤teter, aber spÃ¤testens innerhalb eines
Monats nachgeholter Ã¤rztlicher Feststellung der weiterhin bestehenden
ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit, das Krankengeld nicht voll-
stÃ¤ndig und dauerhaft entfÃ¤llt und sie es nach dem Zeitraum der
FeststellungslÃ¼cke weiter erhalten kÃ¶nnen. Nach Satz 1 entsteht der Anspruch
auf Krankengeld bei Krankenhausbehandlung oder Behandlung in einer Vor-sorge-
oder Rehabilitationseinrichtung von ihrem Beginn an; im Ã�brigen von dem Tag der
Ã¤rztlichen Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit an. Der Anspruch auf Krankengeld
bleibt jeweils bis zu dem Tag bestehen, an dem die weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit
wegen derselben Krankheit Ã¤rztlich festgestellt wird, wenn diese Ã¤rztliche
Feststellung spÃ¤testens am nÃ¤chsten Werktag nach dem zuletzt bescheinigten
Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolgt; Samstage gelten in-soweit nicht als Werktage.
Das bedeutet, dass Folgebescheinigungen fÃ¼r Krankheiten spÃ¤testens am
nÃ¤chsten, auf den letzten Tag der zuvor bescheinigten (Erst-)ArbeitsunfÃ¤higkeit
folgenden Arbeitstag, der ein Werktag ist, ausgestellt werden mÃ¼ssen, um einen
nahtlosen Bezug von Krankengeld sicher zu gewÃ¤hrleisten. Nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts gehÃ¶rt die Erlangung der
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung zu den Obliegenheiten des Versicherten. Die
Folgen einer unterbliebenen oder nicht rechtzeitigen Ã¤rztlichen Feststellung sind
deshalb grundsÃ¤tzlich vom Versicherten zu tragen. Dies gilt selbst dann, wenn der
Versicherte seinen Arzt zu Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht angetroffen hat und
diese deshalb verspÃ¤tet festgestellt wird. Wird die Folgebescheinigung verspÃ¤tet
ausgestellt, hat dies in AbhÃ¤ngigkeit vom versicherungsrechtlichen Status
unterschiedliche Konsequenzen. Bei Versicherten, die weiterhin in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis stehen, lebt der Anspruch auf Krankengeld mit dem
Tag der Ã¤rztlichen Feststellung der weiteren ArbeitsunfÃ¤higkeit wieder auf, weil
auch zu diesem Zeitpunkt eine versicherungspflichtige Mitgliedschaft mit Anspruch
auf Krankengeld besteht. Das Krankengeld entfÃ¤llt damit nur fÃ¼r die Tage, die
die behandelnde Ã�rztin bzw. der behandelnde Arzt zu spÃ¤t aufgesucht wurde.
Endete das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des Krankengeldbezuges oder
wurde Krankengeld bei einer bereits vorher bestehenden Arbeitslosigkeit gezahlt,
endet die nach Â§ 192 Absatz 1 Nummer 2 fortbestandene Mitgliedschaft mit dem
Tag nach dem Ende der letzten, rechtzeitig aus-gestellten
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung. In der Regel ist das VersicherungsverhÃ¤ltnis in
der gesetzlichen Krankenversicherung im Rahmen einer freiwilligen Versicherung
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oder Familienversicherung ohne Anspruch auf Krankengeld fortzufÃ¼hren. Damit
besteht nach bisheriger Rechtslage bei verspÃ¤teter Feststellung der weiteren
ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼r deren weitere Dauer kein Anspruch auf Krankengeld
mehr, so dass das Krankengeld vollstÃ¤ndig und dauerhaft entfÃ¤llt. Insoweit
erfÃ¤hrt dieselbe Obliegenheitsverletzung in unterschiedlichem MaÃ�e eine
Sanktionierung, wobei ein vollstÃ¤ndiger und dauerhafter Verlust eines
Rechtsanspruchs im VerhÃ¤ltnis zur Schwere der Obliegenheitsverletzung, die
regelmÃ¤Ã�ig zum Entfallen des Anspruchs auf Krankengeld fÃ¼r den Zeitraum der
SÃ¤umnis fÃ¼hrt, unangemessen ist. Das vollstÃ¤ndige und dauerhafte Entfallen
des Krankengeldes bei verspÃ¤teter Feststellung der weiteren ArbeitsunfÃ¤higkeit
stellt insoweit fÃ¼r Versicherte, deren den Anspruch auf Krankengeld
gewÃ¤hrleistende Mitgliedschaft nach Â§ 192 Absatz 1 Nummer 2 vom
lÃ¼ckenlosen Bestand des Anspruchs auf Krankengeld abhÃ¤ngig ist, eine
besondere HÃ¤rte dar. Dies gilt insbesondere, wenn bei schwerwiegenden
Erkrankungen eine zwischenzeitliche Genesung nicht anzunehmen ist und der
Versicherte zum Zeitpunkt der fÃ¼r den weiteren Krankengeldanspruch
notwendigen Folge-Ausstellung der ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung
krankheitsbedingt nicht in der Lage war, die behandelnde Ã�rztin bzw. den
behandelnden Arzt aufzusuchen. FÃ¼r die Aufrechterhaltung des Anspruchs auf
Krankengeld zur Vermeidung von VersorgungslÃ¼cken mit besonderer HÃ¤rte ist es
ausreichend und zur Sicherstellung einer verwaltungspraktikablen Umsetzung
notwendig, den Zeitraum fÃ¼r eine verspÃ¤tete Feststellung der weiterhin
bestehenden ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben Krankheit auf lÃ¤ngstens einen
Monat zu begrenzen."

Diese Formulierungen zeigen, welche harte Konsequenz es nach alter Rechtslage
nach sich zog, wenn es im Zustande der Mitgliedschaftserhaltung nach Â§ 192 Abs.
1 Nr. 2 SGB V zu LÃ¼cken in der Bescheinigung von ArbeitsunfÃ¤higkeit kam. Der
Fall der KlÃ¤gerin ist indessen ausschlieÃ�lich an der alten Rechtslage zu messen;
die erst etwa ein Jahr spÃ¤ter in Kraft getretene Neuregelung gilt fÃ¼r im Jahre
2018 abgeschlossene Sachverhalte nicht.

Auch die zum alten Recht ergangene Rechtsprechung des Bundessozialgerichts,
hier die im Verfahren wiederholt zitierte Entscheidung vom 11. Mai 2017 (B 3 KR
22/15 R), kann die KlÃ¤gerin nicht fÃ¼r sich fruchtbar machen. Die hier gefundenen
Formulierungen dienten als Ventil, um in einzelnen besonderen Konstellationen
unbillige Ergebnisse zu vermeiden. In keiner Weise sind von dieser Rechtsprechung
aber Sachverhalte umfasst, in denen es die Versicherte â�� wie hier â�� vergessen
hat, sich rechtzeitig um eine nahtlos anschlieÃ�ende
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung zu bemÃ¼hen. Bei der behandelnden Ã�rztin
Bast vermag der Senat kein "Verschulden" zu sehen, das etwa der Beklagten
anzurechnen wÃ¤re; es ist nicht Sache von VertragsÃ¤rzten, die lÃ¼ckenlose
Krankschreibung von Versicherten ei-geninitiativ zu Ã¼berwachen und ihnen
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen fÃ¶rmlich anzutragen.

Zu einer Beweiserhebung in Gestalt einer Befragung der Ã�rztin B oder der
Einholung eines medizinischen SachverstÃ¤ndigengutachtens sah der Senat sich
nicht veranlasst. Es besteht kein Anlass fÃ¼r Beweiserhebung und wÃ¼rde ins
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Blaue hinein ermitteln, wenn der Fall schlechthin keinen Anlass fÃ¼r eine
Handlungs- oder GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit der Betroffenen bietet. Auch mit einer
mittelgradigen Depression war die KlÃ¤gerin vor und nach dem 8./9. Juni 2018 in
der Lage, sich in Ã¤rztliche Behandlung zu begeben,
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen ausstellen zu lassen und diese der Beklagten
zuzuleiten. Im Zustand einer Handlungs- oder GeschÃ¤ftsunfÃ¤higkeit wÃ¤re dies
nicht denkbar. Die KlÃ¤gerin ist insoweit beim Wort zu nehmen, es "schlichtweg
vergessen" zu haben, sich um eine nahtlose ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung zu
bemÃ¼hen. Weitere SachaufklÃ¤rung von Amts (Â§ 103 Satz 1 SGG) wegen ist in
diesem Lichte nicht erforderlich; konkrete BeweisantrÃ¤ge waren nicht gestellt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits. Die Revision ist nicht zuzulassen, da ZulassungsgrÃ¼nde im Sinne
von Â§ 160 Abs. 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 12.11.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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